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Einführung in die Problematik und  
Gang der Untersuchung

I. Einführung in die Problematik  
ruhestörender Massenansammlungen

In den letzten Jahren haben sich in verschiedenen Großstädten der Bun-
desrepublik regelmäßige Zusammenkünfte gebildet, die sich als Massenver-
anstaltungen oder  – mangels Veranstalter  – als Massenansammlungen be-
zeichnen lassen: Hunderte bis tausende Menschen treffen sich anlasslos auf 
ausgewählten öffentlichen Plätzen, um gemeinsam oder in Kleingruppen bis 
tief in die Nacht zu reden, zu lachen und häufig auch Alkohol zu konsumie-
ren.1 Durch die jeweilige Größe der Menschenmengen entstehen naturgemäß 
enorme Lärmeinwirkungen auf die umliegende Wohnbebauung, die sich ins-
besondere bei trockenem und warmem Wetter nicht nur auf Wochenendnächte 
beschränken.2 Die betroffenen Anwohner klagen über die damit verbundenen 
Auswirkungen auf ihre Gesundheit, während die Teilnehmer dieser Ansamm-
lungen auf ihr Recht verweisen, sich im öffentlichen Raum aufhalten zu 
dürfen.3

Vielerorts haben die zuständigen Ordnungsbehörden bisher darauf verzich-
tet, rechtswirksame Maßnahmen gegen die breite Masse der Ansammlungs-
teilnehmer zu ergreifen. Allein Einzelpersonen, die sich durch eine besondere 
individuelle Lärmentwicklung von der übrigen Menge abgehoben hatten, 
wurden präventiv oder repressiv in Anspruch genommen.4 Die zurückhal-
tende Herangehensweise sei Rechtsgründen geschuldet: Jeder Ansammlungs-
teilnehmer unterhalte sich in einer üblichen Gesprächslautstärke, sodass nicht 
die einzelne Unterhaltung, sondern erst die Summe aller Unterhaltungen das 

1  Thiel, Rechtsgüterschutz gegen „urbanes Lebensgefühl“?, 2014, S. 13 ff.; vgl. 
auch VGH  Hessen ESVGH  64, 246 (250 f.); OVG  NRW NWVBl.  2016, 330; 
OVG  Sachsen DVBl.  2023, 41; Beispiele für solche Zusammenkünfte finden sich 
demnach am Brüsseler Platz in Köln, an der Admiralbrücke in Berlin, an der „Schie-
fen Ecke“ in Dresden oder am Friedberger Platz in Frankfurt am Main.

2  OVG NRW NWVBl. 2016, 330 (333); VG Köln NWVBl. 2018, 485 (487 f.).
3  Siehe die Schilderungen bei VG  Köln NWVBl.  2018, 485 (485 f.); vgl. auch 

VG Köln, Beschluss vom 24. September 2012 – 1 L 900/12 –, juris, Rn. 13 ff.
4  Vgl. VGH Hessen ESVGH 64, 246 (251).
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Maß dessen überschreite, was aus gefahrenabwehrrechtlicher Sicht noch ak-
zeptabel sei.5

Dass dieser Ansatz weder zu einer Verringerung der Gesamtlautstärke 
noch zu einer Linderung der Beeinträchtigungen oder sogar Schäden auf 
Seiten der Anwohner führt, liegt auf der Hand. Angesichts des im Grundge-
setz verankerten Schutzauftrags zugunsten der körperlichen Unversehrtheit 
und der prinzipiell rechts- und rechtsgüterschützenden Ausrichtung des ein-
fach-gesetzlichen Gefahrenabwehrrechts ist zumindest zweifelhaft, ob der 
Ansatz Bestand haben kann. Vielmehr drängt sich eine eingehendere Be-
trachtung des einzelnen Verursachungsbeitrags und dessen Wirkung im Zu-
sammenspiel mit weiteren, gleichartigen Verursachungsbeiträgen auf. Zu nah 
scheinen sich das Verhalten der Ansammlungsteilnehmer einerseits und die 
Beeinträchtigungen der Anwohner andererseits zu stehen, um eine gefahren-
abwehrrechtliche Verbindung beider Elemente kategorisch abzulehnen. Die 
Aufgabe dieser Arbeit wird es daher sein, auf Grundlage des geltenden 
Rechts zu klären, ob eine Handhabe gegen Einzelpersonen wegen summativ 
herbeigeführter Ruhestörungen überhaupt vorhanden ist und inwieweit Ord-
nungsbehörden zu einem diesbezüglichen Einschreiten verpflichtet sein kön-
nen.

II. Die zu untersuchenden Fragen

Die Regelungen im öffentlichen Recht, die sich mit dem Verhältnis zwi-
schen der örtlichen Ordnungsbehörde, den Anwohnern und den ruhestören-
den Ansammlungen befassen, sind dabei fragmentiert. So kommen bei Ge-
fahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung zunächst Maßnahmen des 
allgemeinen Gefahrenabwehrrechts in Betracht. Aufgrund der massiven Lärm
entwicklung drängen sich in einem weiteren Schritt jedoch Aspekte des anla-
genbezogenen und des verhaltensbezogenen Immissionsschutzes geradezu 
auf. Die Zusammenkünfte auf öffentlichen Straßen und Plätzen bedingen, 
dass darüber hinaus Berührungspunkte mit Fragen der Widmung, des Ge-
meingebrauchs und der Sondernutzung bestehen und somit das Straßen- und 
Wegerecht betroffen ist. Über ein präventives Vorgehen hinaus hält das Ord-
nungswidrigkeitenrecht womöglich repressive Steuerungsmöglichkeiten be-
reit. Es wird daher ebenfalls Aufgabe dieser Untersuchung sein, einen Quer-
schnitt durch die relevanten Themengebiete des öffentlichen Rechts darzu-
stellen, die Problematik aus den verschiedenen Perspektiven zu betrachten 
und mögliche Lösungswege für den Konflikt aufzuzeigen. Dabei stehen 

5  Siehe die Schilderungen bei VG  Köln, Beschluss vom 24.  September 2012  – 
1  L  900/12  –, juris, Rn. 18; Schroth, KommP  spezial  2016, 30; vgl. auch VG  Köln 
NWVBl. 2018, 485 (486).
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bundesweit geltende sowie nordrhein-westfälische Normen im Vordergrund; 
halten Regelungen aus anderen Bundesländern darüber hinausgehende Lö-
sungswege bereit, erfolgen entsprechende Hinweise.

Nur am Rande wird sich die Arbeit hingegen mit ebenfalls neueren Massen-
phänomenen wie den sogenannten Facebook-Partys und Flash- oder Smart
mobs befassen. Ihnen ist gemein, dass sie sich auf einen Initiator oder mehrere 
Initiatoren zurückführen lassen.6 Gleiches trifft auf Anlagen nach dem Bun-
desimmissionsschutzgesetz zu, bei denen es stets einen Anlagenbetreiber gibt. 
Es entspricht aber gerade dem Wesen der hier gegenständlichen Ansammlun-
gen, dass sich die Teilnehmer ohne greifbaren Veranlasser im öffentlichen 
Raum zusammenfinden und somit den Blick auf die rechtliche Zurechnung 
und Verursachung erschweren.7 Möglicherweise lassen sich aus dem (sonder-)
ordnungsbehördlichen Umgang mit den genannten Erscheinungen jedoch 
Rückschlüsse auf den Umgang mit veranstalterlosen Massenansammlungen 
ziehen, sodass sie nicht gänzlich außer Betracht bleiben müssen.

III. Gang der Untersuchung

Dreh- und Angelpunkt der ordnungsbehördlichen Tätigkeit ist das Gefah-
renabwehrrecht. Die Untersuchung widmet sich nach der grundlegenden 
Einführung in die Problematik daher in ihrem ersten Teil den Grundvoraus-
setzungen gefahrenabwehrrechtlicher Maßnahmen gegen ansammlungsbe-
dingte Ruhestörungen. Zum einen befasst sich dieser Teil mit der Frage, ob 
und inwieweit eine Gefahr durch Massenansammlungen und die damit ver-
bundenen Ruhestörungen vorliegt. Zum anderen wendet sich dieser Teil der 
Adressatenbestimmung und somit der polizei- und ordnungsrechtlichen Ver-
antwortlichkeit zu, in deren Rahmen insbesondere die Problematik der kol-
lektiven Gefahrverursachung zu erörtern ist. Zu diesem Zweck bedient sich 
die Arbeit verschiedenster Wertungen aus den einschlägigen Rechtsgebieten 
und unternimmt daraufhin den Versuch, die widerstreitenden Interessen ei-
nem schonenden Ausgleich zuzuführen.

6  Vgl. Neumann, NVwZ 2011, 1171 ff.; Ernst, DÖV 2011, 537 ff.
7  Siehe insbesondere auch zur Ausnahme von öffentlichen Verkehrswegen aus dem 

Anlagenbegriff Schulte/Michalk, in: Giesberts/Reinhardt (Hrsg.), BeckOK Umwelt-
recht, 65. Edition, Stand: 01.01.2023, § 3 BImSchG Rn. 84; Thiel, in: Landmann/
Rohmer, Umweltrecht, Loseblatt, Stand: 99. Ergänzungslieferung September 2022, 
§ 3 BImSchG Rn. 96; vgl. auch Thiel, Rechtsgüterschutz gegen „urbanes Lebensge-
fühl“?, 2014, S. 62 f.; für den Fall, dass die Gemeinde als Betreiberin einer solchen 
Anlage in Betracht käme, würde sich wiederum die hier gegenständliche Frage an-
schließen, welche Maßnahmen sie gegen die Ansammlungsteilnehmer ergreifen 
könnte.


